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Vorwort 

Die vorliegende Ausarbeitung geht auf ein Kurzgutachten zurück, das der Verfasser im Auf- 

trag des Präsidenten des Vorarlberger Landtages für die gemeinsame Konferenz der Präsiden- 

ten der Landtage der deutschen und österreichischen Bundesländer vom 9. bis 11. Mai 1999 in 

Hamburg erstattet hat. Diese Tagung beschäftigte sich ua mit den Folgen der geplanten EU- 

Erweiterung für den europäischen Regionalismus und die Stellung der Regionen im Rahmen 

der Europäischen Union. Im besonderen sollte dabei auf die Folgen dieser Erweiterung für den 

Landesparlamentarismus eingegangen werden. Das Gutachten enthält daher im zweiten Teil 

auch entsprechende strategische Überlegungen für einen Ausbau der nationalen Verfassungen 

und der Organisation der EU. 

Innsbruck, im Jänner 2000 Peter Pernthaler



A. KURZE CHARAKTERISIERUNG DER STAATLICHEN ORGANISATION 

DER EU-BEITRITTSWERBER NACH IHREN VERFASSUNGEN 

Einleitung 

Die derzeitigen offiziellen EU-Beitrittswerber sind Estland, Polen, Slowenien, Tschechien, 

Ungarn und Zypern. 

Es wurden die Verfassungen dieser Staaten nach folgenden Gesichtspunkten untersucht: Fest- 

legung der Staatsform als Einheitsstaat oder Bundesstaat; Einrichtung der Parlamente und 

Exekutivorgane auf zentraler und allfälliger regionaler Ebene; eventuelle sonstige Regelungen 

im Dienste der Dezentralisation. 

Die dabei gefundenen grundsätzlichen Strukturelemente werden zunächst kurz anhand der 

jeweiligen Verfassung dargestellt.



Republik Estland 

Gemäß Art 2 (2) der Verfassung vom 28.6.1992 ist Estland ein Einheitsstaat, dessen Unter- 

teilung in Verwaltungseinheiten durch Gesetz erfolgt. 

Die Verfassung richtet als gesetzgebendes Organ ein (zentrales) Parlament ein, dessen 101 

Mitglieder in allgemeiner, gleicher, direkter, geheimer und freier Verhältniswahl vom Volk 

gewählt werden (Art 59 und 60 der Verfassung). 

Das Staatsoberhaupt ist ein vom Parlament gewählter Präsident; falls mehrere Wahlgänge 

erfolglos bleiben, erfolgt gemäß Art 79 seine Wahl durch ein eigenes Wahlgremium, das aus 

den Parlamentsmitgliedern und Vertretern der „Selbstverwaltungsräte” (das sind die auf lokaler 

Ebene gewählten allgemeinen Vertretungskörper) besteht. 

Die Regierung besteht aus dem Premierminister, der dem Parlament vom Präsidenten vorge- 

schlagen wird und der vom Parlament bestätigt werden muss; die übrigen Minister ernennt der 

Präsident auf Vorschlag des Premierministers (Art 89 der Verfassung). 

Kapitel 14 der Verfassung regelt unter dem Titel „Lokale Selbstverwaltung” Grundzüge der 

Aufgaben und der Organisation der Selbstverwaltung: In Art 154 der Verfassung wird 

zunächst die Garantie ausgesprochen, dass alle örtlichen Angelegenheiten in unabhängiger 

Selbstverwaltung geregelt und besorgt werden sollen. Gemäß Art 155 bilden Städte und 

Bezirke oder sonstige gesetzlich vorgesehene Formen die Einheiten der Selbstverwaltung. Die 

Vertretungskörper der Selbstverwaltung („Selbstverwaltungsräte”) werden in allgemeiner, 

freier direkter und geheimer Volkswahl auf drei Jahre gewählt. Der Selbstverwaltung wird in 

Art 157 der Verfassung das Recht der Steuer- und Gebührenerhebung entsprechend den 

gesetzlichen Ermächtigungen eingeräumt. Näheres betreffend die Organisation und die Auf- 

sicht ist laut Art 160 der gesetzlichen Regelung überlassen.



Republik Polen 

Die Republik Polen bekennt sich bereits in Art 3 ihrer Verfassung dazu, ein Einheitsstaat zu 

sein. Dementsprechend verwirklicht die Verfassung ein einheitsstaatliches System, das aller- 

dings die Form der Selbstverwaltung zuläßt und dies für die lokale Selbstverwaltung sogar 

ausdrücklich festlegt. 

In Art 16 wird ausgesprochen, dass die Bewohner der territorialen, durch ein eigenes Gesetz 

festzulegenden Einheiten eine Selbstverwaltungsgemeinschaft bilden. Die lokalen Selbstver- 

waltungskörper sollen sich an der Erfüllung der öffentlichen Aufgaben — zum „wesentlichen 

Teil” im eigenen Namen und in eigener Verantwortlichkeit - beteiligen. Art 94 gewährleistet 

der lokalen Selbstverwaltung grundsätzlich das Recht, innerhalb ihres örtlichen Wirkungsbe- 

reiches generelle Normen zu erlassen. 

Das Kapitel VII der Verfassung („Lokale Selbstverwaltung”) richtet die lokale Selbstverwal- 

tung in Grundzügen ein: Die Gemeinde (,„gmina”) wird in Art 164 als Basiseinheit der territo- 

rialen Selbstverwaltung bestimmt; andere Einheiten der lokalen, aber auch regionalen Selbst- 

verwaltung können jedoch von einem Gesetz festgelegt werden. Die lokalen Selbstverwal- 

tungskörper haben gem Art 165 Rechtspersönlichkeit, wobei insbesondere ihr Recht auf 

Eigentum und andere dingliche Rechte hervorgehoben werden. 

Öffentliche Aufgaben, die auf die Befriedigung der Bedürfnisse der Selbstverwaltungsgemein- 

schaft gerichtet sind, sollen von den lokalen Selbstverwaltungskörpern in eigener Verantwort- 

lichkeit besorgt werden. Wenn es die „fundamentalen” Bedürfnisse des Staates erfordern, kann 

ein Gesetz ihnen allerdings auch die Erfüllung anderer öffentlicher Aufgaben auferlegen. 

Streitigkeiten zwischen den Einheiten der lokalen Selbstverwaltung und denen der Staatsver- 

waltung sollen von den Verwaltungsgerichten entschieden werden; allgemein sind die Gerichte 

zum Schutz der lokalen Selbstverwaltung berufen. 

Der lokalen Selbstverwaltung werden im Art 167 öffentliche Mittel in dem Ausmaß zuge- 

sichert, das für die Erfüllung ihrer Aufgaben adäquat ist. Diese Mittel stammen einerseits aus 

allgemeinen Zuschüssen und spezifischen Bedarfszuweisungen des Staates, andererseits aus 

lokalen Abgaben, die zu erheben die lokalen Selbstverwaltungskörper grundsätzlich berechtigt 

sind. Änderungen des Umfangs ihrer Aufgaben sollen auch in der Verteilung der Mittel berück- 

sichtigt werden.



Die lokalen Selbstverwaltungskörper sollen ihre Aufgaben gem Art 169 durch konstitutive und 

ausführende Organe besorgen. Die Wahlen zu den konstitutiven Organen sollen allgemein, 

direkt, gleich und geheim sein und näher durch ein Gesetz bestimmt werden. 

Ferner ist eine Volksabstimmung durch die Mitglieder der Selbstverwaltungsgemeinschaft vor- 

gesehen, die jedoch in einem Gesetz näher festgelegt werden muss. 

Die Gesetzmäßigkeit der Akte der Selbstverwaltung wird einer Überprüfung durch den 

Premierminister, die Woiwoden und - hinsichtlich finanzieller Angelegenheiten — regionalen 

Rechnungshöfen unterworfen. 

Art 172 bestimmt schließlich, dass lokale Selbstverwaltungskörper das Recht auf Vereinigung 

haben und nicht nur internationalen Vereinigungen lokaler und regionaler Körperschaften bei- 

treten, sondern auch mit lokalen und regionalen Körperschaften anderer Staaten kooperieren 

können.



Republik Slowenien 

Art 4 der Verfassung der Republik Slowenien vom 25. Juni 1991 definiert die Republik Slowe- 

nien als zerritorial einheitlichen und unteilbaren Staat. 

Art 9 leg cit gewährleistet die lokale Selbstverwaltung, die im Kapitel V. (Art 138 bis 145 leg 

cit) näher determiniert ist. Zudem gewährleistet der Grundrechtskatalog der Slowenischen 

Verfassung in Art 64 Sonderverwaltungsgemeinschaften der italienischen und ungarischen 

Minderheiten in Gebieten, in denen diese zwei Minderheiten leben. Auf Antrag dieser Selbst- 

verwaltungsgemeinschaften kann der Staat sie zur Ausübung bestimmter Aufgaben aus dem 

staatlichen Zuständigkeitsbereich ermächtigen (Art 64 leg cit). 

Art 138 leg cit definiert die lokale Selbstverwaltung als Gesamtheit der Einwohner Sloweniens 

in den Gemeinden und anderen lokalen Gemeinschaften. Die Slowenische Verfassung unter- 

scheidet Jokale und überlokale Selbstverwaltungsgemeinschaften. 

Die lokalen Selbstverwaltungsgemeinschaften sind die Gemeinden, denen die selbstständige 

Besorgung lokaler Angelegenheiten - das sind Angelegenheiten, die lediglich die Einwohner 

einer Gemeinde betreffen - sowie - bei entsprechender gesetzlicher Grundlage - die Ausübung 

einzelner Aufgaben aus dem Zuständigkeitsbereich des Staates übertragen ist (Art 140 leg cit). 

Als Sondertyp der Gemeinde wird in Art 141 leg cit die Siadigemeinde normiert. Nach dieser 

Bestimmung kann eine Stadt aufgrund gesetzlicher Grundlage den Status einer Stadtgemeinde 

erhalten und bestimmte gesetzlich festgelegte Aufgaben aus dem Zuständigkeitsbereich des 

Staates, die sich auf die Entwicklung der Stadt beziehen, als eigene ausüben. 

Überlokale Selbstverwaltungsgemeinschaften werden durch Gemeinden gebildet, wobei 

gemäß Art 143 leg cit die Gemeinden selbstständig über den Zusammenschluss zu solchen 

überlokalen Selbstverwaltungsgemeinschaften einschließlich Regionen zur Regelung und 

Ausübung überlokaler Angelegenheiten entscheiden. Im Einvernehmen mit den überlokalen 

Selbstverwaltungsgemeinschaften überträgt der Staat ihnen per Gesetz einzelne Angelegen- 

heiten aus dem staatlichen Zuständigkeitsbereich. 

Neben den lokalen und überlokalen Selbstverwaltungsgemeinschaften kennt die Slowenische 

Verfassung in Art 145 die Form der gesellschaftlichen Selbstverwaltung. Gemäß dieser 

Bestimmung dürfen sich die Staatsbürger zur Geltendmachung ihrer Interessen auf der Grund- 

lage der Selbstverwaltung zusammenschließen.



Tschechische Republik 

Art 1 der Tschechischen Verfassung vom 1.1.1993 definiert die Tschechische Republik als 

Einheitsstaat, Art 8 leg cit garantiert die territoriale Selbstverwaltung, die im VI. Kapitel (Art 

99 bis Art 105 leg cit) näher geregelt ist. 

Gemäß Art 99 leg cit gliedert sich Tschechien einmal in die Gemeinden als grundlegende Ein- 

heit der territorialen Selbstverwaltung, welche wiederum Teile der übergeordneten territorialen 

Selbstverwaltung, der Länder und Regionen, sind (Art 100 leg cit). Die übergeordneten Ein- 

heiten der territorialen Selbstverwaltung werden durch Verfassungsgesetz eingerichtet oder 

aufgelöst (Art 100 leg cit). 

Gemeinden und übergeordnete Einheiten der territorialen Selbstverwaltung werden von unab- 

hängigen Vertretungskörpern verwaltet. Diese Vertretungskörper werden in freien, geheimen 

und allgemeinen Wahlen für fünf Jahre gewählt (Art 102 leg cit). Die übergeordneten Einheiten 

der territorialen Selbstverwaltung sind vermögensfähige Körperschaften öffentlichen Rechts, 

die im Rahmen ihres Budgets handeln können (Art 101 leg cit). Der Staat darf nur dann in die 

Aktivitäten der übergeordneten Einheiten der territorialen Selbstverwaltung eingreifen, wenn 

dies zum Schutz der Gesetze und im Einklang mit den Gesetzen erfolgt (Art 101 leg cit). 

Die Gewalt der Vertretungskörper beruht ausschließlich auf den Gesetzen. Die Vertretungs- 

körper beschließen die Angelegenheiten der Selbstverwaltung, soweit diese durch Gesetz den 

übergeordneten Einheiten der territorialen Selbstverwaltung übertragen wurden. Im Rahmen 

ihrer Zuständigkeit dürfen die Vertretungskörper bindende Dekrete erlassen (Art 104 leg cit). 

Die Ausübung staatlicher Verwaltung kann den Selbstverwaltungskörpern ausschließlich auf- 

grund der Gesetze übertragen werden.



Republik Ungarn 

Der Verfassung der Republik Ungarn liegen ein einheitsstaatliches System, aber auch ein 

System örtlicher Selbstverwaltung zugrunde. Im Kapitel IX der Verfassung („Die örtlichen 

Selbstverwaltungen”) wird die Form der örtlichen Selbstverwaltung in Grundzügen festgelegt: 

Gem Art 41 gliedert sich das Territorium der Republik in die Hauptstadt, die Komitate, die 

Städte und Gemeinden. Den Gemeinschaften der wahlberechtigten Bürger dieser Gebiets- 

körperschaften steht das Recht der örtlichen Selbstverwaltung zu. Die örtliche Selbstverwal- 

tung wird als die selbstständige und demokratische Erledigung der die Gemeinschaft der 

wahlberechtigten Bürger betreffenden öffentlichen Angelegenheiten sowie die Ausübung der 

örtlichen Staatsgewalt im Interesse der Bevölkerung definiert. Gem Art 43 sind die Rechte und 

Pflichten der örtlichen Selbstverwaltungskörperschaften in einem eigenen, mit Zweidrittelmehr- 

heit der anwesenden Parlamentsabgeordneten zu beschließenden Gesetz festzulegen. Die 

Verfassung gibt allerdings einen bestimmten Rahmen insofern vor, als sie bestimmt, dass die 

grundsätzlichen Befugnisse der einzelnen Körperschaften gleich seien, während die Pflichten 

unterschiedlich sein können. Die grundsätzlichen Befugnisse der Selbstverwaltung werden 

durch die örtliche Vertretungskörperschaft, deren Vorsitzender der Bürgermeister ist und 

deren Wahl in Grundzügen von der Verfassung geregelt wird, ausgeübt und bestehen 

insbesondere aus folgenden Rechten: 

- selbstständige Regelung und Verwaltung in Angelegenheiten der Selbstverwaltung mit 

Gesetzmäßigkeitskontrolle 

- Privatwirtschaftsverwaltung (Recht auf Eigentum, selbstständiges Wirtschaften mit den 

Einnahmen der Selbstverwaltung, unternehmerische Tätigkeit in eigener Verantwortlich- 

keit) 

- Festlegung der Arten und der Höhe der örtlichen Steuern und Anspruch auf adäquate 

staatliche Unterstützung 

- selbstständige Gestaltung der Organisation und Geschäftsordnung der örtlichen Ver- 

tretungskörperschaft 

- Recht auf freie Vereinigung mit anderen örtlichen Vertretungskörperschaften, auf Grün- 

dung eines Interessenverbandes, auf Mitgliedschaft bei internationalen Selbstverwaltungs- 

organisationen sowie auf Zusammenarbeit mit örtlichen Selbstverwaltungskörpern anderer 

Staaten



Dem Bürgermeister können ausnahmsweise auch Aufgaben und Kompetenzen der Staatsver- 

waltung übertragen werden. 

Die rechtmäßige Ausübung des Kompetenzbereichs der Selbstverwaltung wird gerichtlich 

geschützt. Zum Schutz ihrer Rechte kann eine Selbstverwaltungskörperschaft das Verfas- 

sungsgericht anrufen.



Republik Zypern 

Der Norden von Zypern bezeichnet sich als „Türkische Republik Nordzypern” und wird als 

solche nur von der Türkei anerkannt. Demgegenüber ist die Republik Zypern als unabhängiger 

Staat international anerkannt und die Regierung mit Sitz in Nikosia gilt als die Regierung der 

Republik Zypern, der die formelle — derzeit allerdings nicht die faktische - Jurisdiktionsgewalt 

über die gesamte Insel zukommt und die daher auch im Namen der gesamten Insel den Bei- 

trittsantrag zur EU gestellt hat; dies wird von den Türkischzyprioten vor einer Lösung des 

Teilproblemes der Insel abgelehnt. 

Durch die de facto-Teilung der Insel 1974 sind viele in der Verfassung von 1960 getroffenen 

Regelungen - insbesondere über die angemessene Beteiligung der griechischen und türkischen 

Bevölkerungsgruppen an den staatlichen Institutionen - derzeit unanwendbar. Dennoch werden 

die wichtigsten Punkte im folgenden kurz vorgestellt. 

Art 1 der Verfassung von 1960 erklärt Zypern zur unabhängigen und souveränen Republik mit 

einem Präsidentschaftsregime, in dem ein Grieche Präsident und ein Türke Vizepräsident sein 

sollen, Präsident und Vizepräsident würden von den griechischen und türkischen 

„Gemeinschaften” in allgemeiner, direkter und geheimer Wahl gewählt (Art 39 der Verfas- 

sung), sie würden sich die Aufgaben eines Staatsoberhauptes gemäß Art 37 der Verfassung 

teilen und die Minister ernennen, von denen 7 griechisch und 3 türkisch sein sollen. Die Voll- 

zugsaufgaben sind ebenfalls minutiös zwischen Präsident, Vizepräsident und Ministern in der 

Verfassung aufgeteilt. 

Die gesetzgebende Gewalt wäre laut Art 61 der Verfassung zwischen dem (zentralen) Reprä- 

sentantenhaus und den „Kommunalkammern” geteilt. Die Mitglieder des Repräsentanten- 

hauses würden zu 70 Prozent von der griechischen und zu 30 Prozent von der türkischen 

Gemeinschaft in allgemeiner, direkter und geheimer Wahl gewählt; dabei hätten sich die Wahl- 

berechtigten entweder in der griechischen oder der türkischen Wählerliste einzutragen. Dem 

Repräsentantenhaus kämen alle Gesetzgebungszuständigkeiten zu, die nicht den „Kommunal- 

kammern” zugewiesen sind. 
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Die griechische und die türkische Gemeinschaft würden in allgemeiner, direkter und geheimer 

Wahl je 1 „Kommunalkammer” (Art 86 der Verfassung) wählen, denen die in Art 87 aufge- 

zählten Gesetzgebungszuständigkeiten zukämen (zB in religiösen Angelegenheiten, in Schul- 

und Erziehungsangelegenheiten, im Personenstandswesen, in bestimmten Steuerangelegen- 

heiten). Auf diesen Gebieten käme den „Kommunalkammern” auch die Vollzugsgewalt zu (Art 

89). 
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Zusammenfassung 

Alle untersuchten Verfassungen konstituieren ausdrücklich oder der Sache nach einheits- 

staatliche Systeme; in ihnen sind dezentralisierte Strukturen der Gesetzgebung und Verwal- 

tung lediglich durch mehr oder weniger ausgebaute Formen der Selbstverwaltung auf lokaler 

(teilweise auch höherer Ebene) vorgesehen. Regelmäßig weisen die Verfassungen den Selbst- 

verwaltungskörpern die eigenständige Besorgung der örtlichen Angelegenheiten zu, wobei 

teilweise auch Gesetzgebungs- und Besteuerungsrechte eingeräumt werden. Übereinstimmend 

sehen die Verfassungen die direkte Volkswahl eines allgemeinen Vertretungskörpers auf der 

Selbstverwaltungsebene vor. 

Die Verfassung Zyperns kennt statt diesen Selbstverwaltungselementen eine nach griechischer 

und türkischer Volksgruppe geteilte Wahl von Parlamentsmitgliedern und kommunalen Ver- 

tretungskörpern, diese Bestimmungen sind aber derzeit wegen der Teilung der Insel in einen 

griechischen und türkischen Staatsteil nicht anwendbar. 
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B. STRATEGISCHE ÜBERLEGUNGEN FÜR EINE REFORM DER EU IN 

RICHTUNG EINES VERSTÄRKTEN FÖDERALISMUS/REGIONALISMUS 

Durch den Beitritt der neuen Mitglieder, mit denen derzeit verhandelt wird, verstärkt sich das 

einheitsstaatliche Element in der EU — das ja schon jetzt überwiegt — wie dargestellt wurde, in 

bedeutendem Maß. 

Zum Ausgleich dieser, für die Bundesstaaten und höher entwickelten Regionalstaaten verhäng- 

nisvollen Tendenz müsste längerfristig eine Doppelstrategie verfolgt werden, für die es bereits 

jetzt wichtige politische und rechtliche Ansätze gibt. 

1. Es sollte in den Verfassungen der Mitgliedstaaten — vor allem der neuen Beitritts- 

werber — die Stellung der Regionen und höherrangigen Lokalverwaltungen nach einem 

europäischen Standard ausgebaut werden. Letztlich soll so ein möglichst homogenes 

Grundmodell territorialer Autonomie höchster Stufe (unmittelbar unter dem Staat) ent- 

stehen, das den Namen „europäische Region” verdient und nicht nur eine bloße Planungs- 

oder Verwaltungseinheit bildet. In einem allmählichen Angleichungsprozess, der von den 

Konferenzen und Verbänden der europäischen Regionen aktiv zu unterstützen wäre, sollte 

der Unterschied zwischen Regionen und Gliedstaaten der föderalistischen Systeme zumin- 

dest faktisch und funktionell geringer werden, ohne dass die Gliedstaaten ihre Besonder- 

heiten verlieren. Ansätze hierfür sind die in den Verfassungen teilweise schon vorgesehenen 

eigenen Politiksysteme, Kompetenzen und Finanzierungssysteme der Regionen und höherer 

Lokalverwaltungen, die entsprechend ausgebaut werden müssten. Wichtig wäre vor allem 

ein Ausbau der Mitwirkungs- und Zusammenarbeitsformen mit zentralen Stellen und ein 

selbstständiger Wirkungsbereich der Regionen im Bereich der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit und in der europäischen Integration, der in den einzelnen Verfassungen 

ausdrücklich abgesichert werden müsste. Bis jetzt wird ein solcher „transnationaler 

Wirkungsbereich” der Region in vielen Einheitsstaaten geradezu als verfassungswidrig 

angesehen. 

2. Die zweite „Reformschiene” sollte eine völkerrechtliche und europarechtliche Absiche- 

rung der europäischen Regionalstrukturen sein. Hier sehe ich wiederum zwei Ansätze in 

bestehenden Institutionen, die sehr erfolgversprechend scheinen: die Verstärkung des 

regionalen Elements im Europarat und in den Organen und Rechtsprozessen der EU. Im 

Europarat gibt es bekanntlich eine sehr alte und wirksame organisatorische und völker- 
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rechtliche Absicherung der lokalen Selbstverwaltung, der eine ebensolche der Regionen 

folgen müsste. 

Es sollte also insbesondere in einer „Charta der regionalen Selbstverwaltung” der oben 

angeführte Standard an selbstständiger politischer Autonomie, verwaltungsrechtlichen 

Kompetenzen und ausreichender Finanzierung in einer völkerrechtlichen Konvention 

sichergestellt werden — was bisher nicht gelungen ist. Dass dabei keine Einheitlichkeit in 

den europäischen Staaten erreichbar sein wird, ist klar, doch sollte nach dem Modell des 

„differenzierten Föderalismus” zumindest ein „Menü” an europäischen Regionalismus- 

modellen gewährleistet werden, das ein Minimum an Homogenität sicherstellt. 

Den zweiten Ansatz eines Ausbaues des europäischen Regionalismus bilden die EU und 

das Europarecht. Hier gibt es einerseits organisatorische Mitwirkungsmöglichkeiten für die 

Regionen im Ausschuss der Regionen, in den Verwaltungsausschüssen und in der direkten 

Zusammenarbeit mit europäischen Verwaltungsstellen (vor allem im Bereich der Regional- 

und Förderungspolitik). 

Andererseits sehe ich verstärkte Chancen einer Durchsetzung des Subsidiaritätsprinzips im 

Bereich der Implementierung (Umsetzung, Vollziehung) des Europarechts, vor allem der 

Europäischen Richtlinien, aber auch der Verordnungen und politischen Planungen: Da 

hierfür die innerstaatliche Kompetenzverteilung maßgeblich ist, müsste ein verstärkter 

Ausbau föderalistischer und regionalistischer Verfassungsstrukturen in Europa auch mittel- 

bar auf die Vollziehung und Umsetzung des Europarechts durchschlagen. Nach den Erfah- 

rungen des deutschen Föderalismus wirkt eine starke Verwaltungskompetenz der Länder 

und Regionen aber auch zurück auf die Normsetzung, weil diese ja schon auf die Vollzieh- 

barkeit achten muss. Wichtig wäre allerdings ein verstärkter Einbau der Landes(Regions)- 

parlamente in diesen Prozess, was wiederum nur über Änderungen der nationalen Ver- 

fassungs- und Statutarorganisation der Regionen möglich ist. 
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